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Beschluss:

1. Vom Vortrag des Referenten wird Kenntnis genommen. 

2. Dem Vorschlag zur Erhöhung der Wahlhelferentschädigung, wie er im Vortrag 

des Referenten unter Ziffer 3.2.2 dargestellt ist, wird zugestimmt. 

3. Die Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt München über 

die Entschädigung für die ehrenamtliche Tätigkeit anlässlich allgemeiner 

Wahlen, Volks- und Bürgerentscheiden einschließlich anderer Wahlen, wie der 

Ausländerbeiratswahl und der Wahl zur Seniorenvertretung 

(Wahlhelferentschädigungssatzung) wird gemäß Anlage 1 beschlossen. 

4. Den Ausführungen zur Unabweisbarkeit und Nichtplanbarkeit im Vortrag wird 

zugestimmt. Das Kreisverwaltungsreferat wird daher beauftragt, die einmalig 

bzw. je Wahl erforderlichen Haushaltsmittel im Rahmen der 

Nachtragshaushaltsplanaufstellung 2019 iHv 290.000 € für die Europawahl 

2019, für die Haushaltsplanaufstellung 2020 iHv 399.000 € für die 

Kommunalwahl und wahlbezogen für die Folgejahre bei der Stadtkämmerei 

anzumelden. Die Beträge werden entsprechend der Anzahl und 

Zusammensetzung der Wahlvorstände angepasst. Das Produktkostenbudget 

des Produktes Wahlen und Abstimmungen (Produktnummer 35121100) erhöht 

sich in 2019 um 290.000 € und in 2020 um 399.000 €. Die Kosten sind 

insgesamt zahlungswirksam (Produktauszahlungsbudget).

 

5. Die zu erwartenden erstattungsfähigen Kosten in 2019 für die Europawahl 

2019 werden zum Nachtragshaushalt 2019 gemeldet 

6. Die Anmeldungen der erstattungsfähigen Kosten der Folgejahre erfolgen im 

Rahmen der jeweiligen Haushaltsplanaufstellungsverfahren.
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7. Das Kreisverwaltungsreferat wird beauftragt, über den Oberbürgermeister bei 

Bund und Land eine Erhöhung der Erstattung für die Wahlhelferentschädigung 

zu beantragen und unterstützend auch über den Deutschen Städtetag darauf 

hinzuwirken.

8. Der Antrag Nr. 14-20 / A 04582, „Bessere Versorgung für Wahlhelfer!“ der 

Stadtratsfraktion Bayernpartei vom 23.10.2018 ist damit 

geschäftsordnungsgemäß behandelt.

 

9. Der Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 


